
Sexueller Missbrauch in geschlosse-
nen Gesellschaften hat eine traurige
Tradition. Erst seit einigen Jahren
trauen sich die Opfer mit ihrer Lei-
densgeschichte aus der Deckung.
Über Jahrzehnte hinweg schämten
sich die ehemaligen Zöglinge, mit ih-
ren Erfahrungen zum Staatsanwalt zu
gehen oder sich jemandem anzuver-
trauen. Den Anfang machte – unfrei-
willig – die Ansprache eines hochran-
gigen Geistlichen: Hermann Groer,
damals Erzbischof von Wien, hielt
1995 eine Strafpredigt, in der er „Un-
züchtige und Knabenschänder“ an-
prangerte. Einer der Zuhörer im Wie-
ner Stefansdom lauschte besonders
aufmerksam – es war ein ehemaliger
Schüler von Groer, der klarstellte: Der
Kardinal war scheinheilig, in seiner
Zeit als Lehrer hatte er Buben unsitt-
lich berührt. 

Der Beschuldigte gab den Entrüste-
ten und zieh den ehemaligen Schüler
der Unwahrheit. Jetzt erst wurde das
einzelne Bekenntnis öffentlich, weite-
re schlossen sich an. Groer musste,
nach Jahren bitterster Kämpfe, gehen.
Die Kirche in Österreich hatte er mit
seinen öffentlichen Lügen in eine tiefe
Krise geführt, von der sie sich bis heute
nicht erholt hat. Gläubige sehen ihrer
Kirche vieles nach, es darf menscheln
und sogar gemauschelt werden. Beim
Missbrauch von Kindern aber hört die
Toleranz auf. Denn damit wurde jenes
Vertrauen zerstört, das die Kirche für
sich beansprucht. Die Welle von Aus-
tritten flachte erst Jahre später ab.

Spät reagiert
Österreich ist kein Einzelfall. Irland
folgte, dann die USA, Australien. Die
Amtskirche reagierte zögerlich auf die
Übergriffe. Die Tendenz war es, die
Priester zu schützen und schonend zu
behandeln. Sie wurden in eine Ge-
meinde versetzt, die vom Vorleben des
Priesters nichts wusste. Erst unter
massivem öffentlichen Druck wurde
eine Kommission eingesetzt, die sich
um die Opfer kümmerte: Jene, deren
Aussagen lange Zeit als subjektiv und
unwahr abgetan wurden, weil sie es
gewagt hatten, einen Geistlichen zu
bezichtigen. 

2002 erließ die deutsche Bischofs-
konferenz Richtlinien „zum Vorgehen
bei sexuellem Missbrauch Minderjäh-
riger durch Geistliche“. Tätern soll kei-
ne Gemeinde mehr anvertraut wer-
den, die sie in Verbindung mit Kindern
und Jugendlichen bringt. In der US-
Diözese Boston wurde dagegen ver-
stoßen, als der Bischof belasteten
Pfarrern eine entfernte Pfarrei gab in
der Hoffnung, dass niemand es be-
merken würde. Das Manöver flog auf.
Bei seiner Reise nach Australien (2008)
entschuldigte sich Papst Benedikt XVI.
bei den Opfern von Missbrauch. Da-
mit hat sich die Perspektive umge-
dreht: Früher lautete die Frage: Wie
kann man den Vorfall vertuschen?
Und wie kann man den Täter und
Amtsbruder schützen? Heute liegt die
Sympathie beim Opfer, das sich nicht
mehr einschüchtern lässt. 

Von Wien bis St. Blasien: Jahrzehnte später kommt die Wahrheit über schweren Missbrauch ans Licht 

So schweigsam sind Mauern 

Die Fassade von Gymnasium und Internat St. Blasien ist glänzend, der Ruf ebenso. Nun wurde bekannt, dass ein Lehrer und Jesuit in den 80er Jahren Schüler missbraucht hat. B I L D :  D P A

VON 
ULI  FR ICKER 

Pater Siebner, wie geht es Ihnen
nach und mit den Turbulenzen an
Ihrer Schule?

Ich bin sehr angestrengt und müde,
aber innerlich ruhig und klar.

Woher nehmen Sie diese Ruhe?
Die Vorwürfe, die St. Blasien
betreffen, kommen zwar aus den
80er Jahren, sie sind gleichwohl
massiv. Es geht um sexuellen
Missbrauch.

Ich spüre Zorn und Scham, auch Trau-
er. Gleichzeitig spüre ich eine große
Chance in der Wahrhaftigkeit und
Wahrheit, der wir uns stellen müssen.
Das gilt auch für mich als einzelner Or-
densmann und Kollegsdirektor.

Wann haben Sie zum ersten Mal
von den Vorfällen erfahren? Dass
ein Lehrer des Canisius-Kollegs
später auch in St. Blasien tätig
war?

Dass Pater Statt erst als Täter in Berlin
war und auch in St. Blasien als Täter in
Frage kommt, weiß ich seit zehn Ta-
gen. 

Pater Statt ist der Jesuit, der sich
an Schülern vergriffen hat?

Ja. 

Erstaunlich, dass der damalige
Kollegs-Rektor das wusste und an
die deutsche Ordensleitung wei-
terleitete, die aber nicht reagierte. 

Dazu kann ich nichts sagen, weil ich
die Fakten nicht habe. Ich weiß nur,
dass sich Pater Statt auch nach seiner
Zeit in Südamerika hier in St. Blasien
aufhielt.

Waren sie selbst Schüler bei ihm?

Ja, ich war Schüler in Berlin, als er als
Lehrer am Canisius-Kolleg wirkte. Ich
hatte ihn aber nicht als Lehrer.

Was unterrichtete er?

Sport, Deutsch, Religion.

Welchen Ruf genoss Herr Statt
damals, als Sie Schüler waren?

Ich kann nur von mir und meinen Er-
fahrungen sprechen – andere berich-
ten anderes. Ich fand ihn interessant,
neu und anders. Ich mochte ihn.

Inwiefern neu?

Er war anders als die alten Haudegen,
die wir da vorgefunden haben. Er inte-
ressierte sich für Sport, für Südameri-
ka, er hat sich anders gekleidet. Das
fanden wir damals sehr spannend.

Erhalten Sie Anfragen von be-
sorgten Eltern?

Nein.

Am Montag taten Sie etwas Au-
ßergewöhnliches: Sie setzten
kurzerhand eine Schülerver-
sammlung an.

Ich habe alle Schüler eingeladen und
dafür den Unterricht freigegeben. Es
kamen etwa zwei Drittel. Das ging eine
Schulstunde, etwa 40 Minuten.

Wie nahmen die Schüler das auf?

Ich bin vielleicht der falsche, das zu
beurteilen. Meine Wahrnehmung war:
Sie haben es gut aufgenommen. Es
gab sogar die etwas skurrile Situation,
als nach der Information kräftiger Ap-
plaus fiel. Das deute ich einmal als An-
erkennung für das Vorgehen. 

Wo verläuft ihre Richtschnur?

Wie kann man das zusammenfassen?
Am besten in drei Punkten. Erstens,
die Opfer dürfen nicht erneut zu Op-
fern gemacht werden, das ist mein ers-
tes Gebot. Mein zweites lautet: Aufklä-
rung hilft, die Wahrheit hilft, sie muss
auf den Tisch. Und drittens: Als Jesuit
kann ich nicht alles aufklären, weil ich
Partei bin, weil ich eine Agenda und ei-

nen Auftrag habe. Wenn ich ermitteln
würde, würden Sie doch sagen: Ihr er-
mittelt selber, um Euch reinzuwa-
schen. Deshalb ist es für mich ganz
wichtig, dass die Ermittlung über die
Vorfälle in den 80er Jahren von außen
geführt werden. Sie würden mir das
um die Ohren hauen, wenn ich selbst
Nachforschungen aufnehme und die
Fakten in ein bestimmtes Licht setze. 

In den Richtlinien der deutschen
Bischöfe ist auch von Entschädi-
gung die Rede, wenn sich Opfer
melden sollten. 

Das beschäftigt mich im Moment
nicht. Da müssen Sie die Ordensobe-
ren fragen. Die Frage ist wichtig und
legitim, aber ich kann da keine Aus-
kunft geben.

Wie viele Interviews gaben Sie seit
Bekanntwerden der Vorwürfe?

Ich habe mit dem Zählen irgendwann
aufgehört. Am Anfang wollte ich noch
den Gesprächsverlauf mitschreiben,
aber das habe ich schnell aufgegeben.
Es geht nicht. 

Nervt das?

Nein, dieser Ansturm geht in Ordnung
und ist Teil meines Jobs. 

FRAGEN VON ULI  FRICKER

„Ich spüre Zorn und Scham, auch Trauer“
Was geschieht mit den Opfern? Ist der Ruf des Internats St. Blasien noch zu retten? Ein Gespräch mit Kollegsdirektor Pater Johannes Siebner 

➤ Johannes Siebner SJ (Bild) ist
Kollegsdirektor in St. Blasien. Damit
ist der 48-jährige Jesuit der Ge-
samtverantwortliche für die Einrich-
tung. An der Leitung sind außerdem
ein Schulleiter und ein Hausleiter
beteiligt. Obwohl Jesuiten der
Schule ihren Stempel aufdrücken,
entsendet der Orden inzwischen
nur noch sechs Mitglieder in das
Lehrerkollegium. 

➤ Sankt Blasien im Hoch-
schwarzwald ist eine der größten
Klosteranlagen Deutschlands. 1934
wurde die alte Abtei den Jesuiten
übertragen, die ein Gymnasium
einrichteten. Es entwickelte sich zu
einem renommierten Internat in
Deutschland, das weit über die
Region bekannt ist. (uli)

Kolleg St. Blasien

Im Steuerstreit mit dem großen Nach-
barn Deutschland schwindet der
Handlungsspielraum der Schweiz im-
mer mehr. Die Eidgenossen müssen
hilflos zusehen, wie Deutschland Fak-
ten schafft und die umstrittenen Da-
ten über Steuersünder kauft. Finanz-
minister Hans-Rudolf Merz wollte am
Dienstag noch einmal te-
lefonisch versuchen, sei-
nen Berliner Amtskollegen
Wolfgang Schäuble vom
Erwerb der Unterlagen ab-
zuhalten. Doch Schäuble
gab seine Antwort schon
in einem Interview: „Im
Prinzip ist die Entscheidung gefallen“,
sagte der CDU-Politiker der „Augsbur-
ger Allgemeinen“. 

Es geht um gestohlene Daten von
1500 deutschen Kunden, die bei
Schweizer Banken Schwarzgeld gela-
gert haben sollen. Der deutsche Fiskus
will jetzt an die entgangenen Gelder
ran. Laut Schäuble ist der Fall ähnlich

gelagert wie die Affäre um Liechten-
steiner Konten im Jahr 2008. Damals
seien ebenfalls Daten über Geheim-
konten angekauft worden. „Wir konn-
ten deshalb gar nicht anders entschei-
den“, wird Schäuble zitiert. Nachdem
Bundeskanzlerin Angela Merkel
schon am Montag prinzipiell grünes
Licht für den Kauf der brisanten Un-
terlagen erteilt hatte, unterstrichen
Schweizer Politiker noch, dass es sich

um eine „Straftat“ han-
delte. Der Präsident der
rechtsnationalen
Schweizerischen Volks-
partei (SVP), Toni Brun-
ner, tönte. „Wir können
nicht scharf genug auf
das deutsche Vorgehen

reagieren.“ 
Zunächst wollten einige Politiker

tatsächlich großes Geschütz auffah-
ren: Ideen, wie eine Einschränkung
der Personenfreizügigkeit mit
Deutschland, wurden aber schnell
wieder zu den Akten gelegt. Letztlich
blieb nur der Ruf nach symbolischen
Gesten: So drängt der SVP-Chef Brun-

ner die Berner Regierung, den deut-
schen Botschafter einzubestellen. Die
Visite des Diplomaten dürfte aber
auch nichts ändern. Am besten brach-
te es der Zürcher Tages-Anzeigers auf
den Punkt: „Deutschland sagt wo’s
langgeht.“ Die Schweiz habe gegen-
über dem mächtigen Nachbarn im

Norden nichts in der Hand.
Das dürften die Schweizer auch bei

den Verhandlungen mit Deutschland
über das Doppelbesteuerungsabkom-
men merken. Die Vereinbarung soll
nach dem Willen Berlins bald stehen.
Mit dem Abkommen wird auch das al-
te, einträgliche Schweizer Bankge-
heimnis de facto beerdigt. Denn die
Unterscheidung zwischen Steuerbe-
trug und Steuerhinterziehung wird
fallen. Bislang kooperierte die Schweiz
mit Deutschland nur wenn deutsche
Kunden bei Schweizer Banken Gelder
aus Steuerbetrug horteten. Bei „Steu-
erhinterziehung“ schritt man nicht
ein. Wo genau der Unterschied zwi-
schen Steuerbetrug und Steuerhinter-
ziehung lag, entschieden die Schwei-
zer. Der feine Unterschied garantierte
den Schweizer Banken Milliarden-
summen. Und andere Länder – wie
Deutschland – litten unter Steueraus-
fällen in Milliardenhöhe. 

Bei Bankern in Genf hieß es, derzeit
seien kaum Kundengespräche gefragt.
„Die warten erst einmal ab, wie es hier
weitergeht“, sagte eine Beraterin.

Die Schweiz steht mit dem Rücken zur Wand
Deutschland schafft im Datenstreit Fakten – Bei den Eidgenossen können Banker und Politiker nur hilflos zusehen 

VON
JAN DIRK HERBERMANN,  GENF

Gestohlene Bankdaten auf einer CD
sorgen für Ärger. B I L D :  D P A  

„Im Prinzip ist die
Entscheidung 
gefallen.“

Wolfgang Schäuble,
Finanzminister

1Warum ist das Geschäft mit der
Steuersünder-Datei umstritten?

Die Frage eines Kaufs wirft vor allem
rechtliche Fragen auf. Zum einen wird
darüber gestritten, ob ein solches Ge-
schäft überhaupt zulässig ist. Zwei-
tens zweifeln Experten daran, dass die
Daten in einem Prozess verwertbar
wären. Schäuble verwies dazu auf die
Affäre um Liechtensteiner Konten vor
zwei Jahren, als der Bundesnachrich-
tendienst (BND) einem Informanten
fünf Millionen Euro für Kundendaten
der Liechtensteiner LGT-Bank zahlte.
Damals gab es kein Beweismittelver-
wertungsverbot.

2Wer zahlt das Geld für die Datei?

Im Schweizer Fall soll ein Informant
für eine CD mit Daten von 1300 bis
1500 Anlegern mit Schweizer Konto 2,5
Millionen Euro verlangen. Sollte auch
in der Frage der Bezahlung die Liech-
tenstein-Affäre Vorbild sein, würden
sich Bund und Länder die Kosten tei-

len. Aus informierten Kreisen ist aller-
dings zu hören, dass der BND diesmal
nicht offiziell die Daten kaufen würde.
Der Nachrichtendienst war im Liech-
tenstein-Fall auf die Daten gestoßen
und deswegen Käufer. 

3Wer entscheidet über den Kauf ?

Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) und Nordrhein-
Westfalen, da die Daten erst der
Staatsanwaltschaft Wuppertal ange-
boten wurden.

4Wie geht es nach dem Kauf der
umstrittenen CD weiter?

Das ist noch unklar. Sicher ist bislang
nur, dass sich die Ermittlungen über
Jahre ziehen dürften. Die Liechten-
stein-Daten werden noch immer aus-
gewertet. Gelohnt hat sich der Kauf
aber schon jetzt: Laut Staatsanwalt-
schaft Bochum zahlten Steuersünder
bis Ende 2009 mehr als 178 Millionen
Euro nach. (AFP)
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